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Überschreitung der Immissionsgrenzwerte für eine Reihe von 
Schadstoffen, insbesondere für Stickstoffdioxid, in vielen 
Ballungsräumen der Bundesrepublik 

Geschätzter Anteil der verkehrsnahen Stationen mit 
Grenzwertüberschreitung im Jahr 2016 liegt bei ca. 57 Prozent 
(Quelle: Umweltbundesamt: Luftqualität 2016 - vorläufige Auswertung)

Straßenverkehr als wichtigste Quelle der NO2-Belastung 

Dieselfahrzeuge als Hauptverursacher der 
Grenzwertüberschreitungen, und zwar auch solche, die über eine 
grüne Umweltplakette verfügen

Pflicht zur Aufstellung bzw. Fortschreibung der Luftreinhaltepläne

DUH löst Klagewelle aus



RL 2008/50/EG über Luftqualität und saubere Luft in Europa 
(nachfolgend: Luftqualitäts-RL) normiert Grenzwerte für eine 
Reihe von Luftschadstoffen

Immissionsgrenzwerte bis 2005 lediglich in der TA Luft normiert, 
d.h. in einer Verwaltungsvorschrift

Nachdem EuGH die deutsche Praxis beanstandet hat, finden sich 
die europäischen Grenzwerte zunächst in der 22. BImSchV (seit 
dem 2.8.2010 in der 39. BImSchV) sowie der 33. BImSchV

§ 3 Abs. 2 der 39. BImSchV: Konzentration von Stickstoffdioxid 
in der Luft darf flächendeckend einen Jahresmittelwert von 40 
Mikrogramm je Kubikmeter nicht überschreiten



Luftreinhalteplanung als wichtigstes Instrument der 
europäischen Luftreinhaltepolitik auf örtlicher Ebene

§ 47 Abs. 1 BImSchG: Pflicht der zuständigen Behörden, bei 
Überschreitung der Grenzwerte einen Luftreinhalteplan 
aufzustellen

Luftreinhalteplan: legt die Maßnahmen zur dauerhaften 
Verminderung der Luftverunreinigung fest, um 
problembezogen, verursachergerecht und verhältnismäßig auf 
die künftige Einhaltung der Immissionsgrenzwerte hinzuwirken 



Zuständigkeit für die Erstellung von Luftreinhalteplänen: 

Sachsen seit 01.08.2008: Landkreise und Kreisfreie Städte 
(SächsImSchZuVO vom 26.06.2008) 

Sachsen-Anhalt: Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft 
und Energie

Thüringen: Thüringer Landesverwaltungsamt 
(ThürBImSchGZVO)



§ 47 BImSchG unterscheidet zwischen Luftreinhalteplänen (Abs. 
1 und 3) und Plänen für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen 
(Abs. 2) 

Rechtsnatur von Luftreinhalteplänen:

Höchstrichterliche Rechtsprechung ordnet sie in der Nähe 
der Verwaltungsvorschriften ein

Entfalten keine unmittelbare Außenwirkung und sind keine 
für sich anwendbare Rechtsgrundlage für Eingriffe in Rechte 
Dritter



Verbindlichkeit der Immissionsgrenzwerte der 39. BImSchV 
besteht grds. gegenüber zuständigen Behörden i. S. d. § 47 Abs. 
1 BImSchG 

Kommunen erwachsen aus der Überschreitung der Grenzwerte 
an sich keine unmittelbaren Handlungspflichten, da sie in der 
Regel nicht Adressaten der 39. BImSchV sind

Kommunen sind bei der Umsetzung der Maßnahmen zur 
Einhaltung der Grenzwerte angesprochen

Bindung der Kommunen an die im LRP festgelegten 
Maßnahmen

Verpflichtung, diese mit den zur Verfügung stehenden Mitteln 
nach Maßgabe verkehrsrechtlicher Vorschriften umzusetzen 



Keine Außenverbindlichkeit, sondern eine reine 
Innenverbindlichkeit vergleichbar derjenigen von 
Verwaltungsvorschriften

Verletzung subjektiver Rechte durch eine der Kommune nach 
dem LRP obliegenden Umsetzungsmaßnahme kann diese im 
Rahmen einer Feststellungsklage geltend machen



Umsetzung nach Maßgabe des § 40 Abs. 1 BImSchG durch die 
zuständige Straßenverkehrsbehörde

35. BImSchV als Rechtsgrundlage zur Kennzeichnung der 
Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung 

Durch die verordnete Kennzeichnung kann man – jedenfalls in 
der Theorie – schadstoffarmen Fahrzeuge an ihrer roten, gelben 
oder grünen Plakette sofort erkennen

Umweltzonen konnten die fortwährende Überschreitung der 
NO2 Grenzwerte nicht verhindern 



Grund sind Dieselfahrzeuge, u.a. auch solche, die aufgrund einer 
systematischen Manipulation der Emissionswerte durch 
Autohersteller über grüne Umweltplaketten verfügen und daher 
berechtigt sind, in den vielerorts festgesetzten Umweltzonen 
ungehindert zu fahren

Stichwort: „Schummel-Software“

Problem: 

Grenzwerte können trotz zunehmender Bemühungen der 
Behörden, die für die Luftreinhalteplanung zuständig sind, 
nicht eingehalten werden



Stand der Rechtsprechung:

Nach Ansicht des VG Düsseldorf im Urteil vom 13.09.2016  
(NVwZ 2017, 899) erlauben die gegenwärtigen Regelungen 
schon heute die Anordnung von Fahrverboten

Demgegenüber hat der VGH München, Beschluss vom 
27.2.2017 (NVwZ 2017, 894), rechtliche Bedenken gegen ein 
solches Fahrverbot angemeldet

Die Bedenken betreffen die Frage, ob das geltende Recht 
ausreichende Befugnisnormen bereithält und ob solche 
Fahrverbote mit dem derzeit zur Verfügung stehenden 
Instrumentarium der StVO einwandfrei bekanntgegeben 
werden können



Ausgangspunkt: § 40 Abs. 1 S. 1 BImSchG:
Die zuständige Straßenverkehrsbehörde beschränkt oder verbietet den 
Kraftfahrzeugverkehr nach Maßgabe der straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften, 
soweit ein Luftreinhalteplan oder ein Plan für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen 
nach § 47 Absatz 1 oder 2 dies vorsehen. 

1.„nach Maßgabe der straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften“

2. Möglichkeit der Bekanntgabe eines Verkehrsverbots für 
Dieselfahrzeuge mithilfe des Zeichens 251 der StVO (Verbot für 
Kraftwagen) oder durch das Zeichen 270.1 der StVO 
(Umweltzone) jeweils unter Beifügung des Zusatzschilds „gilt nur 
für Diesel“   



Gegenmeinung verweist auf § 45 Abs. 1 f StVO als 
Spezialregelung für Anordnung von Verkehrsverboten nach § 40 
Abs. 1 S. 1 BImSchG

Unzulässig seien auch örtliche Differenzierung innerhalb eines 
Plakettensystems, die bestimmte Fahrzeuge trotz grüner 
Plakette in ein Fahrverbot in einer Umweltzone einbeziehen 
wollen

zu beachten ist der Eingriff der Fahrverbote in die durch Art. 2 
Abs. 1 GG geschützte Handlungsfreiheit und dem damit 
einhergehende Verhältnismäßigkeitsgrundsatz



-> pauschaler Verbot der für ältere Dieselfahrzeuge (Abgasstufe 
Euro 5 und schlechter) und damit einhergehende Privilegierung der 
neueren Diesel (Abgasstufe Euro 6) ist unter derzeitigen 
Bedingungen nicht zu rechtfertigen

-> Messung der DUH ergaben, dass 33 von 36 gemessenen 
Dieselfahrzeugen der Abgasstufe Euro 6 Stickoxid-Grenzwerte um 
ein Vielfaches überschreiten (betrifft Fahrzeuge von VW, Opel, 
Renault, BMW, Daimler, Fiat-Chrysler und Ford)

-> EcoTest des ADAC ergab, dass ein Drittel der Euro 6-Diesel-
Fahrzeuge bei realitätsnahen Messungen gar wesentlich mehr 
Stickstoffdioxid ausstoßen als durchschnittliche Euro-5-Modelle



vielmehr könnten diese viele Euro-6-Neuzulassungen bewirken, 
die nur auf dem Papier sauberer sind und damit zu einer 
Verschärfung der Situation beitrügen, zumal sie anschließend 
etliche Jahre im Verkehr verblieben

Bezirksregierung Düsseldorf führt gegen das vorgenannte Urteil 
des VG Düsseldorf Sprungrevision zum BVerwG

eine Entscheidung scheint noch in diesem Jahr möglich



Nach herrschender Meinung hat die Vollstreckung gemäß § 172 
VwGO analog zu erfolgen

Nach dieser Vorschrift kann bei Vorliegen der Voraussetzungen 
ein Zwangsgeld bis zu einer Höhe von 10.000 Euro (wiederholt) 
verhängt werden  

Problem: den für die Luftreinhalteplanung zuständigen 
Behörden wird i. d. R. im Tenor der zu vollstreckenden 
Entscheidungen kein bestimmtes konkretes Tun auferlegt



Hinreichend bestimmter Vollstreckungstitel:

Nach BVerwG ergibt sich der vollstreckungsfähige Inhalt von 
verwaltungsgerichtlichen Urteilen, die zur Aufstellung und 
Fortschreibung von Luftreinhalteplänen verpflichten, aus 
dem Tenor und der Begründung dieser Entscheidungen 
(Urteil vom 05.09.2013 – 7 C 21/12)

Folge: sind in den Urteilsgründen konkrete Maßnahmen zur 
Erreichung der Grenzwerte benannt, kann nur eine solche 
Maßnahme durchgesetzt werden

Bloße Verpflichtung im Tenor ohne in Urteilsgründen 
konkretisierte und festzuschreibende Maßnahmen stellt keinen 
vollstreckungsfähigen Titel dar (nicht hinreichend bestimmt) 



Säumnis der Behörde: teilweise Säumnis genügt; 
Schlechterfüllung stellt hingegen keine Säumnis dar

Problem: Fortschreibung eines Luftreinhalteplans stellt ein 
komplexes Verfahren dar und nimmt erhebliche Zeit in Anspruch 

Welche Frist angemessen ist, ist letztendlich 
Einzelfallentscheidung

Bisher ist diese von Gerichten jedoch zu kurz bemessen worden:

9 Monate - VG Wiesbaden, Beschl. V. 11.01.2016 – 4 N 
1727/15. WI;

1 Jahr – VG München, Beschl. v. 21.06.2016 – M 1 V 15.5203

2 Jahre dürften die Untergrenze darstellen



bei den aktuell zulässigen Emissionswerten ist es den Behörden 
nicht möglich, durch Maßnahmen im Luftreinhalteplan die 
Einhaltung der Grenzwerte der 39. BImSchV sicher zu stellen

Die betroffenen Behörden müssen sich deshalb darauf 
einstellen, mehrfach mit Vollstreckungsmaßnahmen überzogen 
zu werden


